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Stellungnahme zum geplanten Data Act der Europäischen Kommi ssion 

auf Grundlage der Folgenabschätzung (Inception Impact Assessment) 

des Vorhabens 
 

Der Data Act soll dem öffentlichen Sektor im Gemeinwohlinteresse den Zugang zu privatwirt-

schaftlich gehaltenen Daten erleichtern (B2G). Ebenso zielt er darauf, den Datenaustausch Bu-

siness to Business (B2B) zu fördern. 

Mit Blick auf eine spätere konkrete Ausgestaltung des Acts regt der Rat für Informationsinfra-

strukturen (RfII) an, dass die Kommission im geplanten Data Act 

 grundsätzlich den Bedarf der Wissenschaft und Forschung an Zugangsansprüchen zu pri-

vatwirtschaftlich gehaltenen Daten anerkennt sowie 

 diesen in den einzelnen Maßnahmen berücksichtigt. 

Wissenschaft und Forschung sehen sich bislang mit teils erheblichen Hürden konfrontiert, Zu-

gang zu privatwirtschaftlich gehaltenen Daten, insbesondere zu Daten von Unternehmen, zu 

erhalten. Nicht selten sind Forscherinnen und Forscher darauf angewiesen, Datenzugänge in-

dividuell mit Unternehmen auszuhandeln oder lediglich als so genannte „embedded resear-

chers“ einen Forschungszugang zu Unternehmensdaten zu erhalten, und das heißt dann: ledig-

lich unter Einhaltung von durch die Unternehmen festgelegten Auflagen sowie oft auch ohne 

Kenntnis der unternehmensseitig für die Datenerzeugung und -verarbeitung verwendeten Al-

gorithmen.1 Diese und ähnliche Praktiken entsprechen nicht dem europäischen Verständnis 

guter wissenschaftlicher Praxis. Sie tragen nach Einschätzung des RfII auch nicht dazu bei, dass 

eine wissenschaftliche Verwertung dieser Daten im Gemeinwohlinteresse – z.B. als Beitrag zur 

Lösung großer gesellschaftlicher Herausforderungen – deutlich forciert werden könnte. Daher 

sollte eine Datenzugangsklausel für Zwecke der öffentlich organisierten Wissenschaft und For-

schung, die zugleich der Unternehmensseite die Wahrung von Betriebsgeheimnissen bei wis-

senschaftlicher Nutzung der Daten garantiert, in den Data Act eingeführt werden. 

Im ausformulierten Data Act sollte klar konturiert werden, inwiefern in Bezug auf die Business 

to Government (B2G)-Regelungen die öffentlich finanzierte Forschung unter den Anwendungs-

bereich fällt. Sofern Forschung allgemein einbezogen werden soll, ist es sinnvoll, sämtliche öf-

fentlich finanzierten Forschungseinrichtungen hierunter zu fassen – und nicht nach Rechtsfor-

men von Forschungsorganisationen zu differenzieren. Sollte der Aufbau neuer Intermediäre 

                                                        

1 Diese Problematik hat u.a. die Arbeitsgruppe Datenzugang zu Big Data des RatSWD ausführlich dargelegt: 

RatSWD (2019)  Big Data in den Sozial-, Verhaltens- und Wirtschaftswissenschaften. Datenzugang und For-
schungsdatenmanagement. RatSWD Output 4 (6). Zu Datendiensten in diesem Bereich und Bestrebungen, Zu-

gänge für Wissenschaft und Forschung zu schaffen bzw. zu erleichtern, vgl. beispielsweise auch RfII (2021)  Nut-
zung und Verwertung von Daten im wissenschaftlichen Raum, Kap. 2.4. 
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(gemäß Data Governance Act) im B2G-Bereich beabsichtigt werden, plädiert der RfII dafür, 

diese Intermediäre forschungsfreundlich auszugestalten. Mit Blick auf die bereits bestehenden 

und im Rahmen der Datenstrategie der deutschen Bundesregierung weiter geplanten For-

schungsdatenzentren in Deutschland sollten Doppelstrukturen oder unklare Zuständigkeiten 

bei der Einführung neuer Intermediäre auf europäischer Ebene vermieden werden. 

Der RfII plädiert dafür, den Data Act als Regulierungsinstrument zu nutzen, um sektorenüber-

greifend den Aufbau von Schnittstellen zwischen Wirtschaft, Gesellschaft und Wissenschaft vo-

ranzubringen. Dies könnte beispielsweise in Fördermaßnahmen zur Erprobung neuer Koopera-

tionsformen wie Datentreuhandlösungen geschehen. Ebenso sollte die Europäische Daten-

schutzgrundverordnung so ausgelegt werden (oder ggf. so modifiziert werden), dass sie ge-

meinwohlorientierte, verantwortungsbewusste Datentreuhandlösungen unterstützt. Beispiels-

weise sollte die Möglichkeit einer pauschalen Einwilligung durch Datengeber in ein treuhand-

typisches Verfügen über Daten und deren Weitergabe in einem hinreichend weit gefassten 

Rahmen bestehen.2 Zudem könnten auf nationaler Ebene Datenschutzaufsichtsbehörden auf 

eine weitere Harmonisierung oder auch Konkretisierung der Rechtsauslegung hinwirken, die 

die Entstehung von Datentreuhandlösungen erleichtern würde. Nur so kann das in einem ge-

steigerten Datenaustausch liegende Innovationspotenzial zum Vorteil aller Beteiligten optimal 

ausgeschöpft werden. Dies zeigt sich beispielsweise bei der Erforschung Künstlicher Intelligenz 

(KI) und der Entwicklung innovativer Technologien und KI-Anwendungen. Der Aufbau geeigne-

ter intermediärer Strukturen mittels Datentreuhandstellen kann einen Beitrag dazu leisten, 

faire Zugangsregelungen zu schaffen, die auf europäischen Werten bei Datenschutz und Wis-

senschaftsfreiheit aufbauen. 

Weitere Anstrengungen der Europäischen Kommission zur Steigerung des Datenteilens sollten 

verstärkt mit Maßnahmen zur Qualitätssicherung einhergehen. Im Kontext von Open Data und 

Open Access hat der RfII bereits in einer Stellungnahme vom März 2019 auf die zu berücksich-

tigenden Qualitätsaspekte hingewiesen.3 Er hat auch deutlich gemacht, dass das übergeord-

nete Regulierungsziel für das Datenteilen in der Förderung von hochwertigen Datenbeständen 

(high value data sets) liegen soll. In Bezug auf den Data Act erscheint es sinnvoll, dass auch für 

Daten aus dem privatwirtschaftlichen und kommerziellen Bereich mindestens die FAIR-Prinzi-

pien als Orientierungsmaßstab vorgesehen werden sollten. Für eine wissenschaftliche Nutzung 

und Verwertung sind freilich auch die FAIR-Prinzipien lediglich eine Minimal-Anforderung, kön-

nen aber als ein erster Schritt zur Forcierung eines sektorenübergreifenden Teilens von hoch-

wertigen, auch wissenschaftlich nutzbaren Daten bewertet werden. 

                                                        

2 Auf die hierbei entstehenden Haftungsfragen und die Notwendigkeit eines flankierenden Aufbaus tragfähiger 
Versicherungslösungen für Datentreuhänder hat der RfII bereits in einer Stellungnahme zum Entwurf eines Euro-

päischen Data Governance Acts hingewiesen. Siehe hierzu RfII (2021)  Stellungnahme zum Vorschlag eines Data 
Governance Acts (DGA) durch die EU-Kommission. 
3 RfII (2019)  Stellungnahme des Rates für Informationsinfrastrukturen (RfII) zu den aktuellen Entwicklungen rund 
um Open Data und Open Access. 
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Der RfII begrüßt das Vorhaben der Kommission, durch die Schaffung von Rahmenbedingungen 

für faire und symmetrische Vertragsbeziehungen den Zugang kleinerer und mittlerer Unterneh-

men zu den Daten globaler, teils marktbeherrschender Unternehmen zu verbessern. Auch die 

vorgesehenen Maßnahmen bezüglich der Erleichterung eines Wechsels von Cloud-Diensten 

und der Migrierbarkeit von Daten zwischen Diensten und Diensteangeboten werden vom RfII 

nachdrücklich begrüßt. Für die Forschung ist die Wechsel- und Migrationsmöglichkeit von Da-

tenbeständen, die teilweise als Wissensspeicher auch das methodische Gedächtnis ganzer Dis-

ziplinen und Felder verkörpern, von existentieller Bedeutung. In seinem Positionspapier zur 

„Nutzung und Verwertung von Daten im wissenschaftlichen Raum“ hat der RfII ausgeführt, dass 

Akteure aus der öffentlich getragenen Forschung auch bei Einschaltung oder Nutzung kommer-

zieller Anbieter von Datendiensten dauerhaften Zugang zu den Daten, die sie einspeisen, be-

halten können müssen.4 Deshalb dürfen die Nachhaltigkeit der Datenarchivierung und der Zu-

gang zu Daten auch bei Verkauf oder Insolvenz eines kommerziellen Dienstleisters/Partners 

oder bei der Einstellung unprofitabler Dienste nicht verloren gehen. Der RfII ist sich sicher, dass 

diese Empfehlungen darüber hinausgehend auf die Anforderungen von B2B-Beziehungen über-

tragen werden können, in denen die Marktbeziehungen zurzeit nicht symmetrisch ausgestaltet 

sind. 

 

Der Rat für Informationsinfrastrukturen (RfII) wurde von der Gemeinsamen Wissenschaftskon-

ferenz (GWK) eingerichtet, um Bund, Länder und Wissenschaftseinrichtungen bei der Weiter-

entwicklung wissenschaftlicher Informationsinfrastrukturen und zu verwandten Themen des 

digitalen Wandels in der Wissenschaft zu beraten. Bei seinen Überlegungen zu diesen Themen 

legt der RfII großen Wert auf eine ausgewogene Berücksichtigung der sich teilweise überschnei-

denden Bedürfnisse von Wissenschaft, öffentlicher Verwaltung und Wirtschaft sowie der damit 

verbundenen Aspekte der internationalen Zusammenarbeit. 
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4 Vgl. hierzu auch RfII (2021)  Nutzung und Verwertung von Daten im wissenschaftlichen Raum, Kap. 4.2 sowie 
Empfehlung 5.5 (S. 79f.). 
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